
W
enn es um Frei-
handel ging, war 
Dani Rodrik lan-
ge Zeit eine ein-
same kritische 

Stimme. Während Ökonomen und 
Politiker in den 90er-Jahren die Vor-
teile der Globalisierung anpriesen, 
sprach er warnende Worte aus. 
Heute dagegen reibt er sich manch-
mal die Augen, wenn er die „Finan-
cial Times“ aufschlägt und liest, wer 
sich nun alles auf seine Seite 
schlägt.

Professor Rodrik, der Wider-
stand gegen den Freihandel 
wächst weltweit. Abkommen wie 
TTIP und TTP scheinen kaum 
noch durchsetzbar. Erleben wir 
derzeit den Anfang vom Ende 
der Globalisierung?
Ich denke, wir werden künftig weni-
ger Globalisierung haben. Entschei-
dend aber ist die Frage, welche Art 
von Globalisierung wir wollen und 
wie die Regeln aussehen. Wir soll-
ten die Debatte nicht nur in Pro- 
und Anti-Globalisierung aufteilen, 
sondern eine Art von Globalisierung 
gestalten, die für die meisten Leute 
funktioniert.

 Was sind die Gründe für die Wi-
derstände?
Bis zu den 80er-Jahren hätte man 
noch argumentieren können, dass 
es die Sache wert war, auf interna-

tionaler Ebene darüber zu verhan-
deln, wie wir die Volkswirtschaften 
der Welt offener gestalten und Han-
delsschranken abbauen kön-
nen. 1990 hatten wir dann eine 
Weltwirtschaft, die schon ziemlich 
geöffnet war und die globale Pros-
perität förderte. Wir haben jedoch 
nicht bemerkt, dass sich unter der 
Oberfläche Spannungen und sozia-
le Ungleichheit bilden. Und statt 
sich diesen Problemen zu widmen, 
haben wir noch stärker auf offene 
Märkte gedrängt und die Spannun-
gen verschlimmert.

 Mehr Abschottung – kann das die 
Lösung sein?
Nein, aber wir müssen die Kritik 
der Menschen ernst nehmen. Statt 
über mehr Handelsabkommen zu 
sprechen und darüber, wie wir 
Handelsschranken abbauen kön-
nen, sollten wir über ein anderes 
Modell sprechen: eine moderat ge-
öffnete Weltwirtschaft, die mit de-
mokratischen Standards in den je-
weiligen Ländern kompatibel ist.

 Können Sie ein Beispiel geben?
Sie haben TTP und TTIP erwähnt. 
Diese Verträge beanspruchen viel 
politisches Kapital und kosten jede 
Menge Verhandlungszeit. Aber ihr 
eigentlicher wirtschaftlicher Nut-
zen für die Teilnehmer wird relativ 
klein sein. So schaffen wir heftige 
Gegenreaktionen in der Bevölke-

rung. Davon würde ich künftig eher 
Abstand halten.

 Worüber sollten wir stattdessen 
diskutieren?
Über die Frage, wie wir globale Re-
geln für Handel und Investments 
schaffen, die den einzelnen Län-
dern der Welt mehr Autonomie ge-
ben. Denn die zunehmende Globa-
lisierung hat die Fähigkeiten der 
Regierungen eingeschränkt, auf 
die Belange ihrer Wähler zu reagie-
ren. Zum Teil war es bequem für 
sie, sich hinter der Globalisierung 
und der Notwendigkeit zu verste-
cken, mit dem globalen Wettbe-
werb mitzuhalten. Zum Teil bringt 
die Globalisierung jedoch auch Be-
schränkungen mit sich – wenn es 
zum Beispiel um Steuersysteme 
geht oder um Beschäftigungsstan-
dards. 

 Lassen sich diese Entwicklungen 
überhaupt umkehren?
Ich denke, die wichtigste Heraus-
forderung ist, Legitimation und 
Glaubwürdigkeit für die bestehen-
den Regeln aufzubauen – sei es 
beim internationalen Handel, bei 
den internationalen Investments 
oder dem internationalen Finanz-
wesen. Das ist wichtiger als die Un-
terschiede in den Regulierungsvor-
schriften, die wir noch haben, wei-
ter abzubauen und das letzte Han-
delshemmnis zu beseitigen.

Das ist leicht gesagt, aber wie 
baut man Legitimation auf?
Ich würde damit anfangen zu ak-
zeptieren, dass wir in einer Welt le-
ben, in der Demokratie auf der na-
tionalen Ebene organisiert ist, und 
daher verschiedene Länder ver-
schiedene Systeme haben, wenn es 
um Steuern, Beschäftigungsstan-
dards und Verbraucherschutz geht. 
Die Aufgabe von internationalen 
Regeln ist es nicht, diese Unter-
schiede wegzuharmonisieren, son-
dern es möglich zu machen, dass 
diese Unterschiede nebeneinander 
bestehen können.

 Das würde in Brüssel für einige 
Irritationen sorgen.
Europa muss eine Entscheidung 
treffen, hat sich damit aber noch 
nicht wirklich auseinandergesetzt. 
Bis zur Finanzkrise in Europa 
dachte ich, dass die EU der eine 
Teil auf der Welt sein kann, in dem 
es funktionieren kann: mit europa-
weiten politischen Institutionen ei-
nen Gemeinsamen Binnenmarkt 
verwirklichen. Europa hatte eine 
Zukunft, in der die Politik so regio-
nal wie die Wirtschaft hätte wer-
den können. Es gab also einen 
Punkt, an dem Brüssel, Straßburg 
und Frankfurt das hätten werden 
können, was Washington und Lon-
don für die jeweiligen politischen 
Systeme der USA und Großbritan-
niens sind.

 Ihre Hoffnungen wurden also 
enttäuscht?
Wir mussten feststellen – und das 
liegt zum Teil daran, wie mit der 
Krise umgegangen wurde –, dass die 
Wahrscheinlichkeit, dass Europa 
sich zu einem gemeinsamen politi-
schen Raum entwickeln würde, 
deutlich abgenommen hat. Europa 
hat viele der gleichen Herausforde-
rungen wie der Rest der Welt.

Aber es gab nach der Krise doch Be-
mühungen um mehr Integration.
Zuerst muss man sagen: Die Art, 
wie die führenden Politiker auf die 
Krise reagiert haben, war für die 
Schaffung eines gemeinsamen poli-
tischen Raums nicht gerade förder-
lich. Vor allem das politische Estab-
lishment in Deutschland hat die Kri-
se nicht als eine betrachtet, die aus 
gegenseitiger wirtschaftlicher Ab-
hängigkeit entstanden ist. Man hät-
te auch sagen können: Die Grie-
chenland-Krise ist nicht nur ent-
standen, weil sich die Griechen zu 
hoch verschuldet haben, sondern 
auch, weil die Deutschen bereitwil-
lig Kredit gegeben haben. Deutsch-
lands Argumentation war eher: Das 
war eine Krise, die von faulen Grie-
chen verursacht wurde. Warum 
sollten die hart arbeitenden Deut-
schen für diese Probleme bezahlen?

 Brauchen wir in Europa 
mehr politische Integration?
Wir können keinen Binnenmarkt 
haben, ohne einen gewissen Grad 
an gemeinsamer Politik. Das sind 
die strukturellen Probleme, mit de-
nen Europa jetzt zu kämpfen hat.

 Aber das ist in Europa kaum 
durchsetzbar. Kaum jemand ist 
bereit, nationale Souveränität 
abzugeben.
Ja, in der Tat. Das ist besonders 
dann der Fall, wenn Bürger das Ge-
fühl haben, dass Souveränität an In-
stitutionen in Brüssel oder Frank-
furt abgegeben wird, die sie 
für technokratisch und abgeschot-
tet halten.

 Sie fordern also, die „Vereinigten 
Staaten von Europa“ zu werden.
Soweit würde ich gar nicht gehen 
und sicher nicht sofort. Aber Fakt 
ist auch: Auf lange Sicht ist wirt-
schaftliche Integration nicht mit De-
mokratie und nationaler Souveräni-
tät vereinbar. Eines muss immer zu-
rückstehen – das ist im Grunde das, 
was ich das wirtschaftliche Trilem-
ma nenne.

Man könnte doch auch die euro-
päischen Institutionen demokra-
tischer gestalten, um das Trilem-
ma zu lösen.
Ja, aber das ist kein Prozess, der 
sich automatisch entwickelt. Dafür 
braucht es europäische Eliten, die 
das vorantreiben und eine Vision 
haben, warum das ein wünschens-
wertes Endziel ist. Und wenn die 
Europäer keine Vision für ein poli-
tisch vereintes Europa entwickeln, 
dann wird auch der Binnen-
markt an seine Grenzen stoßen.

 Das klingt nicht sehr optimis-
tisch.
Hätten Sie mich vor drei Jahren ge-
fragt, hätte ich nie gedacht, dass 
Großbritannien die EU verlassen 
würde. Ich hätte es für wahrschein-

licher gehalten, dass Griechenland 
einen Rückzieher macht – zumin-
dest aus der Euro-Zone. Und selbst 
wenn es keine anderen Volksab-
stimmungen über den Verbleib in 
der EU mehr gibt, sehe ich einfach 
nicht, wie die fundamentalen wirt-
schaftlichen und politischen Proble-
me der EU gelöst werden können.

Was würden Sie Bundeskanzlerin 
Angela Merkel jetzt raten?
Wissen Sie, ich denke, Angela Mer-
kel hat großen Mut bewiesen in ih-
rer Haltung gegenüber den Flücht-
lingen. Ich hätte mir eine ähnliche 
Art von Courage mit Blick auf Euro-
pa gewünscht. Ich würde mir wün-
schen, dass sie eine Vision entwi-
ckelt, die sie der Bevölkerung auch 
vermitteln kann. Eine Vision, die 
nicht nur auf dem deutschen Mo-
dell basiert. Denn verschiedene 
Länder funktionieren auf verschie-
dene Arten.

 Im Kern der Globalisierungsdebat-
te steht die wachsende Ungleich-
heit – in Europa, aber vor allem 
auch in den USA, wo das Thema im 
Wahlkampf heftig diskutiert wird. 
Wie sollte man dieses Problem an-
gehen?
Sicherlich hat die Globalisierung de-
stabilisierend auf bestimmte Natio-
nen gewirkt. Aber wir sollten nicht 
vergessen, dass die Globalisierung 
auch Ungleichheiten zwischen ver-
schiedenen Ländern abgebaut hat. 
In vielerlei Hinsicht hat sie es ar-
men Ländern ermöglicht, schneller 
zu wachsen und sich schneller zu 
entwickeln. Ich denke, dass die 
Länder, in denen die Ungleichheit 
wächst, politische Instrumente zur 
Verfügung haben, um die Wirkung 
der Globalisierung abzumildern. 
Schuldiger ist oft nicht die Globali-
sierung, sondern die Politik, die 
sich ideenlos hinter der Globalisie-
rung versteckt. Nehmen Sie Latein-
amerika als Beispiel.

Eine Region, die schon lange als 
die mit der größten Ungleichheit 
gilt.
Und trotzdem haben die meisten 
Länder in Lateinamerika das soziale 
Gefälle verringert. Wir reden hier 
von Ländern wie Mexiko, Chile, Pe-
ru und Brasilien. Sie konnten trotz 
fortschreitender Globalisie-
rung nachweisbare Verbesserungen 
vorzeigen. Warum? Weil die Regie-
rungen in Bildung und in eine Reihe 
sozialer Programme investiert ha-
ben.

 Jetzt, wo gerade in den USA so viel 
über soziale Ungleichheit disku-
tiert wird, glauben Sie, dass wir tat-
sächlich Veränderungen sehen wer-
den?
Die Frage ist: Werden die etablier-
ten Politiker in den USA und in Eu-
ropa wirklich programmatische 
Antworten auf die Bedürfnisse fin-
den, die viele in der Bevölkerung 
zum Ausdruck bringen? Machen wir 
es konkret: Ist Hillary Clintons Ab-
kehr von TPP schlicht ein populisti-
scher Schritt, um Wähler zu gewin-
nen? Oder ist es wirklich eine Erwä-
gung, das Handelsregime insgesamt 
neu zu gestalten?

 Und, was glauben Sie?
Bis jetzt scheint mir eher Ersteres 
zuzutreffen. Und wenn das zutrifft, 

dann fürchte ich, dass wir bei der 
nächsten Wahl jemanden wie Trump 
bekommen werden, der ein Clown 
und ein Lügner ist. Ich fürchte nur, 
dass er mit seinen falschen Verspre-
chungen nicht chancenlos ist.

 Viele Jahre lang waren Sie eine 
der wenigen kritischen Stim-
men, die auf die Gefahren der 
Globalisierung hingewiesen ha-
ben. Jetzt sprechen alle Ökono-
men darüber. Wie erklären Sie 
sich diesen Wandel?
Die Leute können die Entwicklun-
gen nicht mehr ignorieren. Ich halte 
das nicht für besonders überra-
schend. Die Diskussion hat sich 
wirklich verändert. 

Haben Sie keine Angst vor den Fol-
gen für das globale Wirtschaftssys-
tem, wenn wir jetzt anfangen, Han-
delsschranken zu erhöhen und 
Mauern zu bauen?
Im Moment ist es sehr schwer zu sa-

gen, was eher eine wirtschaftliche 
Katastrophe verursachen wür-
de: den bisherigen Weg weiterver-
folgen oder innehalten. Ich glaube, 
dass Letzteres der bessere Weg 
ist. Es wäre ein katastrophaler Feh-
ler zu glauben, es sei wie Fahrrad 
zu fahren: Wer aufhört zu treten, 
der fällt um.

 Ist es eine Genugtuung für Sie, 
dass jetzt auch so viele Ökonomen 
mit der Globalisierung hadern?
Ich mag den Ausdruck „Genugtu-
ung“ nicht. Aber ich fühle mich de-
finitiv eher als Teil der Masse. Ich 
höre mehr Leute, die die gleichen 
Sachen sagen, die ich bereits vor 
Jahren geschrieben habe. Ich fühle 
mich auf jeden Fall nicht mehr so 
allein da draußen.

 Professor Rodrik, vielen Dank für 
das Gespräch.

Die Fragen stellte Astrid Dörner.

Dani Rodrik

„Wir werden weniger 
Globalisierung 
haben“
Der Harvard-Professor fordert eine 
Abkehr von immer neuen 
Handelsabkommen und pocht 
darauf, den Staaten wieder mehr 
Souveränität zu geben.

Dani Rodrik: „Ich höre mehr 
Leute, die die gleichen Sachen 
sagen, die ich bereits vor  
Jahren geschrieben habe.“
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Am Dienstag 
schreibt Green-

peace-Chef Roland 
Hipp darüber, wie 

Globalisierung aus-
sehen muss, damit 

sie ihre Legitimation 
zurückgewinnt.

Globalisierung
neu denken

Lehre Der 59-Jähri-
ge ist Professor für 
internationale poli-
tische Ökonomie an 
der amerikanischen 
Elite-Universität 
Harvard.

Publikationen Der 
türkischstämmige 
Ökonom stieß 1997 
mit seinem Buch 
„Has Globalization 
Gone Too Far?“ ei-
ne Debatte über 
die negativen Fol-
gen der Globalisie-
rung an. In seinem 
aktuellen Buch 
„Economics Rules“ 
befasst er sich mit 
den Vor- und Nach-
teilen der Ökono-
mie als Wissen-
schaft.

Vita  
Dani Rodrik
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